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◆ Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 

13.11.2018

Die nächste Sitzung des Jugendhilfeausschus-
ses des Landkreises Starnberg fi ndet statt am

Dienstag, 13.11.2018 um 15:00 Uhr

im großen Sitzungssaal

des Landratsamtes Starnberg

– Tagesordnung: –

I. Öffentliche Sitzung

1. Protokoll der Jugendhilfeausschusssitzung 
vom 18. September 2018

2. Haushaltsplanentwurf 2019;
Fachbereich 23, Kinder, Jugend und Familie

3. Haushaltsplanentwurf 2019;
Fachbereich 24, Jugendarbeit, Erziehungs-
beratung und Sport

4. Suchtberatungsstelle Condrobs e.V.;
Vertragsverlängerung 2019 und Personal-
kosten zuschuss 2019

5. Zuschussanträge

6. Zuschussantrag der Lebenshilfe Starn-
berg für den Beratungsfachdienst für 
Kindertageseinrichtungen im Schuljahr 
2018/2019

7. Verschiedenes

II. Nicht öffentliche Sitzung

Landratsamt Starnberg – Karl Roth, Landrat

Bekanntmachungen der Stadt Starnberg

◆ Satzung für die öffentliche Wasserver-

sorgungseinrichtung der Stadt Starnberg

(Wasserabgabesatzung – WAS –)

Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird in 
der Satzung auf eine geschlechterspezifi sche Dif-
ferenzierung verzichtet. Entsprechende Begriffe 
gelten im Sinne der Gleichbehandlung für beiderlei 
Geschlechter.

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 
und 2,  Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung 
(GO) erlässt die Stadt Starnberg folgende Satzung:

§ 1

Öffentliche Einrichtung

(1) Die Stadt betreibt eine öffentliche Einrichtung 
zur Wasserversorgung für das Gebiet der Stadt 
Starnberg, sowie für die Grundstücke mit den 
Flur-Nrn.: 818/2 und  818/4 der Gemarkung 
Oberbrunn der Gemeinde Gauting, die Grund-
stücke mit den Flur-Nrn.: 380, 383, 384, 385, 
385/2, 385/3 der Gemarkung Maising der Ge-
meinde Pöcking und die Grundstücke mit den 
Flur-Nrn.: 1136, 1140, 1141, 1141/3 der Ge-
markung Pöcking der Gemeinde Pöcking.

INHALT:

▼ Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 
13.11.2018

▼ Satzung für die öffentliche Wasserver-
sorgungseinrichtung der Stadt Starnberg
(Wasserabgabesatzung – WAS –)

▼ Beitrags- und Gebührensatzung (BGS) zur 
Wasserabgabesatzung (WAS) der Stadt 
Starnberg

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungsein-
richtung bestimmt die Stadt.

§ 2

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist je-
des räumlich zusammenhängende und einem 
gemeinsamen Zweck dienende Grundeigen-
tum desselben Eigentümers, das eine selb-
ständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch 
wenn es sich um mehrere Grundstücke oder 
Teile von Grundstücken im Sinn des Grund-
buchrechts handelt. Rechtlich verbindliche pla-
nerische Festlegungen sind zu berücksichtigen.

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grund-
stückseigentümer gelten auch für Erbbaube-
rechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines 
Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehre-
ren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt 
und verpfl ichtet; sie haften als Gesamtschuld-
ner.

§ 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachste-
henden Begriffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen 
im Wasserversorgungsge-
biet, von denen die Grund-
stücksanschlüsse abzwei-
gen. 

Grundstücksanschlüs-
se(= Hausanschlüsse)

sind die Wasserleitungen 
von der Abzweigstelle der 
Versorgungsleitung bis zur 
Übergabestelle; sie begin-
nen mit der Anschluss-
vorrichtung und enden 
mit dem Ausgangsventil.

Gemeinsame Grund-
stücksanschlüsse 
(verzweigte Haus-
anschlüsse)

sind Hausanschlüsse, 
die über Privatgrundstü-
cke (z.B. Privatwege) ver-
laufen und mehr als ein 
Grundstück mit der Versor-
gungsleitung verbinden.

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur 
Wasserentnahme aus der 
Versorgungsleitung, umfas-
send Anbohrschelle mit in-
tegrierter oder zusätzlicher 
Absperrarmatur oder Ab-
zweig mit Absperrarmatur 
samt den dazugehörigen 
technischen Einrichtungen.

Ausgangsventil ist die erste Armatur hin-
ter dem Wasserzähler. 

Übergabestelle ist das Ende des Grund-
stücksanschlusses hin-
ter dem Ausgangsventil 
im Grundstück/ Gebäude/ 
Wasserzählerschacht 

Wasserzähler sind Messgeräte zur Er-
fassung des durchgefl os-
senen Wasservolumens. 
Absperrventile und etwa 
vorhandene Wasserzäh-
lerbügel sind Bestand-
teile der Wasserzähler.

Anlagen des Grund-
stücks eigentümers 
(= Verbrauchs-
leitungen)

sind die Gesamtheit der 
Anlagenteile in Grundstü-
cken oder in Gebäuden 
hinter der Übergabestel-
le; als solche gelten auch 
Eigengewinnungsanla-
gen, wenn sie sich ganz 
oder teilweise im glei-
chen Gebäude befi nden.

§ 4

Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann ver-
langen, dass sein bebautes, bebauba-
res, gewerblich genutztes oder gewerb-
lich nutzbares Grundstück nach Maßga-
be dieser Satzung an die Wasserversor-
gungseinrichtung angeschlossen wird.

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt 
sich nur auf solche Grundstücke, die durch ei-
ne Versorgungsleitung erschlossen sind. Der 

Grundstückseigentümer kann unbeschadet 
weitergehender bundes- oder landesgesetz-
licher Vorschriften nicht verlangen, dass eine 
neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine 
bestehende Versorgungsleitung geändert wird. 
Welche Grundstücke durch die Versorgungslei-
tung erschlossen werden, bestimmt die Stadt.

(3) Die Stadt kann den Anschluss eines Grund-
stücks an eine bestehende Versorgungslei-
tung versagen, wenn die Wasserversorgung 
wegen der Lage des Grundstücks oder aus 
sonstigen technischen oder betrieblichen 
Gründen der Stadt erhebliche Schwierigkei-
ten bereitet oder besondere Maßnahmen 
erfordert, es sei denn, der Grundstücksei-
gentümer übernimmt die Mehrkosten, die 
mit denn Bau und Betrieb zusammenhän-
gen, und leistet auf Verlangen Sicherheit.

(4) Die Stadt kann das Benutzungsrecht in begrün-
deten Einzelfällen ausschließen oder einschrän-
ken, soweit nicht die Bereitstellung von Was-
ser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. Das 
gilt auch für die Vorhaltung von Löschwasser.

§ 5

Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind 
verpfl ichtet, die Grundstücke, auf denen 
Wasser verbraucht wird, an die öffentli-
che Wasserversorgungseinrichtung anzu-
schließen (Anschlusszwang). Ein Anschluss-
zwang besteht nicht, wenn der Anschluss 
rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist.

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche 
Wasserversorgungseinrichtung angeschlos-
sen sind, ist der gesamte Bedarf an Was-
ser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) 
ausschließlich aus dieser Einrichtung zu de-
cken (Benutzungszwang). Gesammeltes Nie-
derschlagswasser darf ordnungsgemäß für 
Zwecke der Gartenbewässerung verwendet 
werden. Verpfl ichtet sind die Grundstücks-
eigentümer und alle Benutzer der Grundstü-
cke. Sie haben auf Verlangen der Stadt die 
dafür erforderliche Überwachung zu dulden.

§ 6

Befreiung vom Anschluss- oder 

Benutzungszwang

(1) Von der Verpfl ichtung zum Anschluss oder 
zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum 
Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Be-
nutzung aus besonderen Gründen auch un-
ter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag 
auf Befreiung ist unter Angabe der Grün-
de schriftlich bei der Stadt einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingun-
gen, Aufl agen und Widerrufsvorbehalt erteilt 
werden.

§ 7

Beschränkung der Benutzungspfl icht

(1) Auf Antrag wird die Verpfl ichtung zur Benut-
zung auf einen bestimmten Verbrauchszweck 
oder Teilbedarf beschränkt, soweit das für 
die öffentliche Wasserversorgung wirtschaft-
lich zumutbar ist und nicht andere Rechtsvor-
schriften oder Gründe der Volksgesundheit 
entgegenstehen. Gründe der Volksgesundheit 
stehen einer Beschränkung der Benutzungs-
pfl icht insbesondere entgegen, wenn für den 
jeweiligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf 
i.S.v. Satz 1 Trinkwasser oder Wasser mit 
der Beschaffenheit von Trinkwasser erfor-
derlich ist und die Versorgung mit solchem 
Wasser nur durch die Benutzung der öffentli-
chen Wasserversorgung gewährleistet wird.

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 fi ndet entspre-
chende Anwendung.

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von In-
dustrieunternehmen und Weiterverteilern so-
wie für die Vorhaltung von Löschwasser.

(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer 
Eigengewinnungsanlage hat der Grundstücks-
eigentümer der Stadt Mitteilung zu machen; 
dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach 
dem Anschluss an die öffentliche Wasser-
versorgung weiterbetrieben werden soll. Er 

hat durch geeignete Maßnahmen sicherzu-
stellen, dass von seiner Eigengewinnungsan-
lage keine Rückwirkungen in das öffentliche 
Wasserversorgungsnetz möglich sind. Bei ei-
ner Nachspeisung von Trinkwasser aus der 
öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung 
in eine Eigengewinnungsanlage ist ein freier 
Auslauf (Luftbrücke) der Nachspeiseeinrich-
tung in das Regenauffangbecken bzw. an sons-
tigen Stellen (z.B. Spülkasten) erforderlich.

§ 8

Sondervereinbarungen

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum 
Anschluss berechtigt oder verpfl ichtet, so 
kann die Stadt durch Vereinbarung ein be-
sonderes Benutzungsverhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten 
die Bestimmungen dieser Satzung und der 
Beitrags- und Gebührensatzung entspre-
chend. Ausnahmsweise kann in der Son-
dervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist.

§ 9

Grundstücksanschluss

(1) Der Grundstücksanschluss wird von der 
Stadt hergestellt, angeschafft, verbes-
sert, unterhalten, erneuert, geändert, ab-
getrennt und beseitigt. Er muss zugänglich 
und vor Beschädigungen geschützt sein.

(2) Die Stadt bestimmt Zahl, Art, Nennweite 
und Führung der Grundstücksanschlüsse so-
wie deren Änderung. Sie bestimmt auch, 
wo und an welche Versorgungsleitung anzu-
schließen ist. Der Grundstückseigentümer 
ist vorher zu hören; seine berechtigten Inter-
essen sind nach Möglichkeit zu wahren. Soll 
der Grundstücksanschluss auf Wunsch des 
Grundstückseigentümers nachträglich geän-
dert werden, so kann die Stadt verlangen, 
dass die näheren Einzelheiten einschließ-
lich der Kostentragung vorher in einer ge-
sonderten Vereinbarung geregelt werden.

(3) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen 
Voraussetzungen für die sichere Errichtung 
des Grundstücksanschlusses zu schaffen. Die 
Stadt kann hierzu schriftlich eine angemessene 
Frist setzen. Der Grundstückseigentümer darf 
keine Einwirkungen auf den Grundstücksan-
schluss vornehmen oder vornehmen lassen.

(4) Der Grundstückseigentümer und die Benut-
zer haben jede Beschädigung des Grund-
stücksanschlusses, insbesondere das Undicht 
werden von Leitungen sowie sonstige Stö-
rungen unverzüglich der Stadt mitzuteilen.

§ 10

Anlage des Grundstückseigentümers

(1) Der Grundstückseigentümer ist verpfl ichtet, 
für die ordnungsgemäße Errichtung, Erwei-
terung, Änderung und Unterhaltung der An-
lage von der Übergabestelle ab, mit Ausnah-
me des Wasserzählers, zu sorgen. Hat er die 
Anlage oder Teile davon einem anderen ver-
mietet oder sonst zur Benutzung überlassen, 
so ist er neben dem anderen verpfl ichtet.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vor-
schriften dieser Satzung und anderer gesetzli-
cher oder behördlicher Bestimmungen sowie 
nach den anerkannten Regeln der Technik er-
richtet, erweitert, geändert und unterhalten 
werden. Anlage und Verbrauchseinrichtungen 
müssen so beschaffen sein, dass Störungen 
anderer Abnehmer oder der öffentlichen Ver-
sorgungseinrichtungen sowie Rückwirkungen 
auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlos-
sen sind. Der Anschluss wasserverbrauchen-
der Einrichtungen jeglicher Art geschieht 
auf Gefahr des Grundstückseigentümers.

(3) [entfällt]

(4) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler 
befi nden, können plombiert werden. Eben-
so können Anlagenteile, die zur Anlage des 
Grundstückseigentümers gehören, unter Plom-
benverschluss genommen werden, um eine 
einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die 
dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist 
nach den Angaben der Stadt zu veranlassen.

Seite 1Seite 1
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§ 11

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage 

des Grundstückseigentümers

(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigen-
tümers hergestellt oder wesentlich geän-
dert wird, sind der Stadt folgende Unterla-
gen in doppelter Fertigung einzureichen:
a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des 

Grundstückseigentümers und ein Lageplan,
b) der Name des Unternehmers, der die 

An lage errichten soll,
c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung,
d) im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpfl ichtung zur 

Übernahme der Mehrkosten.

 Die einzureichenden Unterlagen haben den 
bei der Stadt aufl iegenden Mustern zu ent-
sprechen. Alle Unterlagen sind von dem Bau-
herrn und dem Planfertiger zu unterschreiben.

(2) Die Stadt prüft, ob die beabsichtigten Anla-
gen den Bestimmungen dieser Satzung ent-
sprechen. Ist das der Fall, so erteilt die Stadt 
schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Ferti-
gung der eingereichten Unterlagen mit Zustim-
mungsvermerk zurück. Stimmt die Stadt nicht 
zu, setzt sie dem Bauherrn unter Angabe der 
Mängel eine angemessene Frist zur Berichti-
gung. Die geänderten Unterlagen sind sodann 
erneut einzureichen. Die Zustimmung und die 
Überprüfung befreien den Grundstückseigen-
tümer, den Bauherrn, den ausführenden Unter-
nehmer und den Planfertiger nicht von der Ver-
antwortung für die vorschriftsmäßige und feh-
lerfreie Planung und Ausführung der Anlagen.

(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach 
schriftlicher Zustimmung der Stadt begon-
nen werden. Eine Genehmigungspfl icht 
nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, 
bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen 
bleibt durch die Zustimmung unberührt.

(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche 
Veränderungen dürfen nur durch die Stadt 
oder durch ein Installationsunternehmen er-
folgen, das in ein Installateurverzeichnis der 
Stadt oder eines anderen Wasserversor-
gungsunternehmens eingetragen ist. Die 
Stadt ist berechtigt, die Ausführung der Ar-
beiten zu überwachen. Leitungen, die an 
Eigengewinnungsanlagen angeschlossen 
sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung 
der Stadt verdeckt werden; andernfalls sind 
sie auf Anordnung der Stadt freizulegen.

(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbe-
triebsetzung der Anlagen bei der Stadt über 
das Installationsunternehmen zu beantra-
gen. Der Anschluss der Anlage an das Ver-
teilungsnetz und die Inbetriebsetzung erfol-
gen durch die Stadt oder ihre Beauftragten.

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 
kann die Stadt Ausnahmen zulassen.

§ 12

Überprüfung der Anlage des 

Grundstückseigentümers

(1) Die Stadt ist berechtigt, die Anlage des Grund-
stückseigentümers vor und nach ihrer Inbe-
triebnahme zu überprüfen. Sie hat auf erkann-
te Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen 
und kann deren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Si-
cherheit gefährden oder erhebliche Störun-
gen erwarten lassen, so ist die Stadt be-
rechtigt, den Anschluss oder die Versor-
gung zu verweigern; bei Gefahr für Leib 
oder Leben ist sie hierzu verpfl ichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Über-
prüfung der Anlage sowie durch deren An-
schluss an das Verteilungsnetz übernimmt 
die Stadt keine Haftung für die Mängelfreiheit 
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei ei-
ner Überprüfung Mängel festgestellt hat, die 
eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen.

§ 13

Abnehmerpfl ichten, Haftung

(1) Der Grundstückseigentümer und die Benut-
zer haben den Beauftragten der Stadt, die sich 
auf Verlangen auszuweisen haben, den Zu-
tritt zu allen der Wasserversorgung dienenden 

Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur 
Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen 
der Wasserzähler und zur Prüfung, ob die Vor-
schriften dieser Satzung und die von der Stadt 
auferlegten Bedingungen und Aufl agen erfüllt 
werden, erforderlich ist. Die beauftragten Per-
sonen sind berechtigt, zur Überwachung der 
satzungsmäßigen und gesetzlichen Pfl ichten 
zu angemessener Tageszeit Grundstücke, Ge-
bäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen 
und Wohnräume im erforderlichen Umfang 
zu betreten. Der Grundstückseigentümer, ggf. 
auch die Benutzer des Grundstücks, werden 
davon nach Möglichkeit vorher verständigt.

(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer 
sind verpfl ichtet, alle für die Prüfung des Zu-
standes der Anlagen erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen. Sie haben die Verwendung zusätzli-
cher Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnah-
me der Stadt mitzuteilen, soweit sich dadurch 
die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht.

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer 
haften der Stadt für von ihnen verschuldete 
Schäden, die auf eine Verletzung ihrer Pfl ich-
ten nach dieser Satzung zurückzuführen sind.

§ 14

Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbrin-
gen und Verlegen von Leitungen einschließ-
lich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von Was-
ser über sein im Versorgungsgebiet liegendes 
Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen 
unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit 
diese Maßnahmen für die örtliche Wasserver-
sorgung erforderlich sind. Diese Pfl icht betrifft 
nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung 
angeschlossen oder anzuschließen sind, die 
vom  Eigentümer im wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit einem angeschlossenen oder 
zum Anschluss vorgesehenen Grundstück ge-
nutzt werden oder für die die Möglichkeit der 
Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteil-
haft ist. Die Verpfl ichtung entfällt, soweit die 
Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigen-
tümer in unzumutbarer Weise belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über 
Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruch-
nahme seines Grundstücks zu benachrichtigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Ver-
legung der Einrichtungen verlangen, wenn 
sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind. Die Kosten der Ver-
legung hat die Stadt zu tragen, soweit die 
Einrichtungen nicht ausschließlich der Ver-
sorgung des Grundstücks dienen.

(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 
oder 3 eingestellt, ist der Grundstückseigen-
tümer verpfl ichtet, nach Wahl der Stadt die 
Entfernung der Einrichtungen zu gestatten 
oder sie noch fünf Jahre unentgeltlich zu be-
lassen, sofern dies nicht unzumutbar ist.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentli-
che Verkehrswege und Verkehrsfl ächen so-
wie für Grundstücke, die durch Planfeststel-
lung für den Bau von öffentlichen Verkehrs-
wegen und Verkehrsfl ächen bestimmt sind.

§ 15

Art und Umfang der Versorgung

(1) Die Stadt stellt das Wasser zu dem in der 
Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführ-
ten Entgelt zur Verfügung. Sie liefert das 
Wasser als Trinkwasser unter dem Druck 
und in der Beschaffenheit, die in dem be-
treffenden Abschnitt des Versorgungsge-
bietes üblich sind, entsprechend den je-
weils geltenden Rechtsvorschriften und 
den anerkannten Regeln der Technik.

(2) Die Stadt ist berechtigt, die Beschaffenheit 
und den Druck des Wassers im Rahmen der 
gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen 
sowie der anerkannten Regeln der Technik zu 
ändern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder 
technischen Gründen zwingend erforderlich 
ist. Die Stadt wird eine dauernde wesentli-
che Änderung den Wasserabnehmern nach 
Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der 
Umstellung schriftlich bekannt geben und die 
Belange der Anschlussnehmer möglichst be-
rücksichtigen. Der Grundstückseigentümer ist 

verpfl ichtet, seine Anlagen auf eigene Kosten 
den geänderten Verhältnissen anzupassen.

(3) Die Stadt stellt das Wasser im Allgemeinen oh-
ne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit 
am Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. 
Dies gilt nicht, soweit und solange die Stadt 
durch höhere Gewalt, durch Betriebsstörun-
gen, Wassermangel oder sonstige technische 
oder wirtschaftliche Umstände, deren Besei-
tigung ihr nicht zumutbar ist, an der Wasser-
versorgung gehindert ist. Die Stadt kann die 
Belieferung ablehnen, mengenmäßig und zeit-
lich beschränken oder unter Aufl agen und Be-
dingungen gewähren, soweit das zur Wahrung 
des Anschluss- und Benutzungsrechtes der 
anderen Berechtigten erforderlich ist. Die Stadt 
darf ferner die Lieferung unterbrechen, um be-
triebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. So-
weit möglich, gibt die Stadt Absperrungen der 
Wasserleitung vorher öffentlich bekannt und 
unterrichtet die Abnehmer über Umfang und 
voraussichtliche Dauer der Unterbrechung.

(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des 
Eigenbedarfs für die angeschlossenen Grund-
stücke geliefert. Die Überleitung von Wasser 
in ein anderes Grundstück bedarf der schriftli-
chen Zustimmung der Stadt; die Zustimmung 
wird erteilt, wenn nicht überwiegende versor-
gungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen.

(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen 
der Wasserlieferung und für Änderungen des 
Druckes oder der Beschaffenheit des Was-
sers, die durch höhere Gewalt, Wassermangel 
oder sonstige technische oder wirtschaftli-
che Umstände, die die Stadt nicht abwenden 
kann, oder auf Grund behördlicher Verfügun-
gen veranlasst sind, steht dem Grundstücks-
eigentümer kein Anspruch auf Minderung 
verbrauchsunabhängiger Gebühren zu.

§ 16

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung 

für Feuerlöschzwecke

(1) Sollen auf einem Grundstück private Feu-
erlöschanschlüsse eingerichtet werden, 
so sind über die näheren Einzelheiten ein-
schließlich der Kostentragung besonde-
re Vereinbarungen zwischen dem Grund-
stückseigentümer und der Stadt zu treffen.

(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden 
mit Wasserzählern ausgerüstet. Sie müs-
sen auch für die Feuerwehr benutzbar sein.

(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeinge-
fahr droht, sind die Anordnungen der Stadt, 
der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen; 
insbesondere haben die Wasserabnehmer ih-
re Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Ver-
langen zum Feuerlöschen zur Verfügung zu 
stellen. Ohne zwingenden Grund dürfen sie 
in diesen Fällen kein Wasser entnehmen.

(4) Bei Feuergefahr hat die Stadt das Recht, Ver-
sorgungsleitungen und Grundstücksanschlüs-
se vorübergehend abzusperren. Dem von der 
Absperrung betroffenen Wasserabnehmer 
steht hierfür kein Entschädigungsanspruch zu.

§ 17

Wasserabgabe für vorübergehende 

Zwecke, Wasserabgabe aus öffentlichen 

Entnahmestellen

(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug 
von Bauwasser oder zu sonstigen vorü-
bergehenden Zwecken ist rechtzeitig bei 
der Stadt zu beantragen. Muss das Was-
ser von einem anderen Grundstück bezo-
gen werden, so ist die schriftliche Zustim-
mung des Grundstückseigentümers beizu-
bringen. Über die Art der Wasserabgabe 
entscheidet die Stadt; sie legt die weiteren 
Bedingungen für den Wasserbezug fest.

(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten 
nicht zum Feuerlöschen, sondern zu ande-
ren vorübergehenden Zwecken entnommen 
werden soll, so stellt die Stadt auf Antrag 
einen Wasserzähler, ggf. Absperrvorrich-
tung und Standrohr zur Verfügung und setzt 
die Bedingungen für die Benutzung fest.

§ 18

Haftung bei Versorgungsstörungen

(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigen-
tümer durch Unterbrechung der Wasser-
versorgung oder durch Unregelmäßig-
keiten in der Belieferung erleidet, haftet 
die Stadt aus dem Benutzungsverhältnis 
oder aus unerlaubter Handlung im Falle

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers 
oder der Gesundheit des Grundstückseigen-
tümers, es sei denn, dass der Schaden von 
der Stadt oder einem Erfüllungs- oder 
Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch 
fahrlässig verursacht worden ist,

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, 
dass der Schaden weder durch Vorsatz noch 
durch grobe Fahrlässigkeit der Stadt oder 
eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen 
verursacht worden ist,

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, 
dass dieser weder durch Vorsatz noch durch 
grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsbe-
rechtigten Organs der Stadt verursacht wor-
den ist.

 § 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches ist nur bei vorsätzlichem Han-
deln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die 
der Grundstückseigentümer das geliefer-
te Wasser im Rahmen des § 15 Abs. 4 wei-
terleitet, haftet die Stadt für Schäden, die 
diesen durch Unterbrechung der Wasser-
versorgung oder durch Unregelmäßigkei-
ten in der Belieferung entstehen, wie ge-
genüber einem Grundstückseigentümer.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche 
von Grundstückseigentümern anzuwenden, 
die diese gegen ein drittes Wasserversor-
gungsunternehmen aus unerlaubter Handlung 
geltend machen. Die Stadt ist verpfl ichtet, 
den Grundstückseigentümern auf Verlan-
gen über die mit der Schadensverursachung 
durch ein drittes Unternehmen zusammen-
hängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu 
geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr 
in zumutbarer Weise aufgeklärt werden kön-
nen und ihre Kenntnis zur Geltendmachung 
des Schadensersatzes erforderlich ist.

(4) Die Ersatzpfl icht entfällt für Schäden unter 
fünfzehn Euro.

(5) Schäden sind der Stadt unverzüglich mitzu-
teilen.

§ 19

Wasserzähler

(1) Der Wasserzähler ist Eigentum der Stadt. 
Die Lieferung, Aufstellung, technische Über-
wachung, Unterhaltung, Auswechslung und 
Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe 
der Stadt; sie bestimmt auch Art, Zahl und 
Größe der Wasserzähler sowie ihren Aufstel-
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lungsort. Bei der Aufstellung hat die Stadt so 
zu verfahren, dass eine einwandfreie Mes-
sung gewährleistet ist; sie hat den Grund-
stückseigentümer zuvor anzuhören und sei-
ne berechtigten Interessen zu wahren.

(1a) Die Stadt ist berechtigt, einen defekten oder 
nach eichrechtlichen Vorschriften zu wech-
selnden Wasserzähler durch einen elektro-
nischen Wasserzähler mit Funkmodul zu er-
setzen. Mithilfe dieser elektronischen Funk-
wasserzähler dürfen verbrauchsbezogene 
und trinkwasserhygienisch relevante Daten 
erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. 
Es dürfen insbesondere folgende Daten er-
hoben, gespeichert und verarbeitet werden:
 ∙ Zählernummer
 ∙ Aktueller Zählerstand
 ∙ Verbrauchssummen für Tage, Wochen, 

Monate, Jahre
 ∙ Durchfl usswerte
 ∙ Wasser- und Umgebungstemperatur für be-

stimmte Zeitpunkte
 ∙ Betriebs- und Ausfallzeiten
 ∙ Speicherung des Alarmcodes (z. B. Leckage- 

oder Rückfl usswerte)

 Die in einem elektronischen Wasserzähler 
mit Funkmodul gespeicherten Daten dürfen 
durch Empfang des Funksignals turnusmäßig 
(in der Regel jährlich) ausgelesen werden, so-
weit dies zur Abrechnung oder Zwischenab-
rechnung erforderlich ist. Sie dürfen in gleicher 
Weise anlassbezogen ausgelesen werden, 
soweit dies im Einzelfall zur Abwehr von Ge-
fahren für den ordnungsgemäßen Betrieb der 
städtischen Wasserversorgungsanlage erfor-
derlich ist. Zu anderen Zwecken ist eine Aus-
lesung der gespeicherten Daten, auch durch 
Empfang des Funksignals, nicht zulässig. Aus-
gelesene Daten dürfen nur zu den Zwecken 
von Satz 4 und Satz 5 genutzt oder verarbei-
tet werden. Die in einem solchen Zähler ge-
speicherten Daten sind spätestens nach 500 
Tagen zu löschen. Nach Satz 5 ausgelesene 
Daten sind, soweit sie für die dort genannten 
Zwecke nicht mehr benötigt werden, spätes-
tens aber fünf Jahre nach ihrer Auslesung zu 
löschen. Dem Einbau und Betrieb solcher Zäh-
ler kann ein Betroffener über den aus dieser 
Satzung oder aus der Gebührensatzung heraus 
Berechtigten und Verpfl ichteten nach Maßga-
be von Art. 15 Abs. 5 Satz 1 Bayerisches Da-
tenschutzgesetz schriftlich widersprechen.

(2) Die Stadt ist verpfl ichtet, auf Verlangen des 
Grundstückseigentümers die Wasserzähler 
zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigun-
gen einer einwandfreien Messung möglich ist. 
Die Stadt kann die Verlegung davon abhän-
gig machen, dass der Grundstückseigentümer 
sich verpfl ichtet, die Kosten zu übernehmen.

(3) Der Grundstückseigentümer haftet für das 
Abhandenkommen und die Beschädigung 
der Wasserzähler, soweit ihn hieran ein Ver-
schulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädi-
gungen und Störungen dieser Einrichtungen 
der Stadt unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver-
pfl ichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und 
Grundwasser sowie vor Frost zu schützen.

(4) Mechanische sowie elektronische Wasser-
zähler ohne Funkmodul werden von einem 
Beauftragten der Stadt möglichst in gleichen 
Zeitabständen oder auf Verlangen der Stadt 
vom der Grundstückseigentümer selbst ab-
gelesen bzw. ausgelesen. Bei elektronischen 
Wasserzählern mit Funkmodul, bei denen 
nicht sämtliche gespeicherte Daten per Funk 
übermittelt werden, erfolgt die Auslesung vor 
Ort nur mit Zustimmung des Grundstücksei-
gentümers. Dieser hat dafür zu sorgen, dass 
die Wasserzähler leicht zugänglich sind.

§ 20

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze

(1) Die Stadt kann verlangen, dass der Grund-
stückseigentümer auf eigene Kosten an der 
Grundstücksgrenze nach seiner Wahl ei-
nen geeigneten Wasserzählerschacht oder 
Wasserzählerschrank anbringt, wenn

1. das Grundstück unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebäudes mit Grund-
stücksanschlüssen erfolgt, die unverhältnis-
mäßig lang sind oder nur unter besonderen 
Erschwernissen verlegt werden können, 
oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung 
des Wasserzählers vorhanden ist.

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpfl ichtet, 
die Einrichtungen in ordnungsgemäßem Zu-
stand und jederzeit zugänglich zu halten.

§ 21

Nachprüfung der Wasserzähler

(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit 
die Nachprüfung der Wasserzähler durch ei-
ne Eichbehörde oder eine staatlich aner-
kannte Prüfstelle im Sinne des § 40 des 
Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt 
der Grundstückseigentümer den Antrag auf 
Prüfung nicht bei der Stadt, so hat er die-
se vor Antragstellung zu benachrichtigen.

(2) Die Stadt braucht dem Verlangen auf Nach-
prüfung der Wasserzähler nur nachzukom-
men, wenn der Grundstückseigentümer sich 
verpfl ichtet, die Kosten zu übernehmen, 
falls die Abweichung die gesetzlichen Ver-
kehrsfehlergrenzen nicht überschreitet.

§ 22

Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers 
ist der Stadt unverzüglich schriftlich mitzutei-
len.

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur 
Benutzung der Wasserversorgungseinrich-
tung nicht verpfl ichtet ist, den Wasserbe-
zug aus der öffentlichen Wasserversorgung 
vollständig einstellen, so hat er das mindes-
tens eine Woche vor dem Ende des Was-
serbezugs schriftlich der Stadt zu melden.

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung 
Verpfl ichteter den Wasserbezug einstellen, hat 
er bei der Stadt Befreiung nach § 6 zu beantra-
gen.

§ 23

Einstellung der Wasserlieferung

(1) Die Stadt ist berechtigt, die Wasserlieferung 
ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn 
der Grundstückseigentümer oder Benutzer die-
ser Satzung oder sonstigen die Wasserversor-
gung betreffenden Anordnungen zuwiderhan-
delt und die Einstellung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit 
von Personen oder Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter Um-
 gehung, Beeinfl ussung oder vor Anbringung 
der Messeinrichtungen zu verhindern oder

3. zu gewährleisten, dass Störungen ande-
rer Abnehmer, störende Rückwirkungen 
auf Einrichtungen der Stadt oder Dritter 
oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesonde-
re bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpfl ich-
tung trotz Mahnung, ist die Stadt berechtigt, 
die Versorgung zwei Wochen nach Androhung 
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen 
der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere 
der Zuwiderhandlung stehen und hinreichen-
de Aussicht besteht, dass der Grundstücksei-
gentümer seinen Verpfl ichtungen nachkommt. 
Die Stadt kann mit der Mahnung zugleich 
die Einstellung der Versorgung androhen.

(3) Die Stadt hat die Versorgung unverzüg-
lich wieder aufzunehmen, sobald die Grün-
de für die Einstellung entfallen sind.

§ 24

Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann 
mit Geldbuße belegt werden, wer

1. den Vorschriften über den Anschluss- und 
Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt,

2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 
und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-, 
Auskunfts- oder Vorlagepfl ichten verletzt,

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung der 
Stadt mit den Installationsarbeiten beginnt,

4. gegen die von der Stadt nach § 15 Abs. 3 
Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschrän-
kungen oder Verbrauchsverbote verstößt.

§ 25

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel

(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach die-
ser Satzung bestehenden Verpfl ichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen.

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung 
vorgeschriebenen Handlungen, eines Dul-
dens oder Unterlassens gelten die Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsgesetzes.

§ 26

In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am Tage ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt  die Wasserabgabensatzung 
vom 01.01.2009 außer Kraft.

Starnberg, 25.10.2018

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

◆ Beitrags- und Gebührensatzung (BGS) zur 

Wasserabgabesatzung (WAS) der Stadt 

Starnberg 

Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird 
in der Satzung auf eine geschlechterspezi-
fi sche Differenzierung verzichtet. Entspre-
chende Begriffe gelten im Sinne der Gleich-
behandlung für beiderlei Geschlechter.

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommu-
nalabgabegesetzes erlässt die Stadt Starn-
berg folgende Beitrags- und Gebühren-
satzung zur Wasserabgabesatzung:

§ 1

Beitragserhebung

Die Stadt Starnberg erhebt zur Deckung ihres 
Aufwandes für die Herstellung der Wasserver-
sorgungseinrichtung nach dieser Satzung für das 
Gebiet der Stadt Starnberg, sowie für die Grund-
stücke mit den Flur-Nrn.: 818/2 und  818/4 der Ge-
markung Oberbrunn der Gemeinde Gauting,  die 
Grundstücke mit den Flur-Nrn.: 380, 383, 384, 
385, 385/2, 385/3 der Gemarkung Maising der 
Gemeinde Pöcking und die Grundstücke mit den 
Flur-Nrn.: 1136, 1140, 1141, 1141/3 der Gemarkung 
Pöcking der Gemeinde Pöcking einen Beitrag.

§ 2

Beitragstatbestand

Ein Beitrag wird erhoben für 

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte 
oder gewerblich nutzbare Grundstücke, wenn 
für sie nach §4 WAS ein Recht zum Anschluss 
an die Wasserversorgungseinrichtung besteht

 oder

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke.

§ 3

Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirkli-
chung des Beitragstatbestandes. Bei un-
bebauten Grundstücken mit der Maßgabe, 
dass eine Teilbeitragsschuld nach der Grund-
stücksfl äche mit der Anschlussmöglichkeit, 
eine weitere Teilbeitragsschuld nach der vor-
handenen Geschossfl äche erst nach Vollen-
dung der Bebauung entsteht. Ändern sich 
die für die Beitragsbemessung maßgebli-
chen Umstände im Sinne des Art. 5 Abs. 
2a KAG, entsteht die -zusätzliche- Beitrags-
schuld mit dem Abschluss der Maßnahme.

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlas-
sen und ist der Beitragstatbestand vor dem 
Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, entsteht 
die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten die-
ser Satzung.

§ 4

Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent-
stehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist.

§ 5

Beitragsmaßstab

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfl ä-
che und der Geschossfl äche der vorhande-
nen Gebäude berechnet. Die beitragspfl ichti-
ge Grundstücksfl äche wird bei Grundstücken 
in unbeplanten Gebieten von mindestens 
2.000 m² Fläche (übergroße Grundstücke)
 - bei bebauten Grundstücken auf das 4-fache 

der beitragspfl ichtigen Geschossfl äche, min-
destens jedoch 2.000 m²,

 - bei unbebauten Grundstücken auf 2.000 m²
 begrenzt.

(2) Die Geschossfl äche ist nach den Außenma-
ßen der Gebäude in allen Geschossen zu er-
mitteln. Keller werden mit der vollen Fläche 
herangezogen. Dachgeschosse werden nur 
herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. Ge-
bäude oder selbstständige Gebäudeteile, die 
nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach 
Anschluss an die Wasserversorgung auslö-
sen oder die an die Wasserversorgung nicht 
angeschlossen werden dürfen, werden nicht 
zum Geschossfl ächenbeitrag herangezogen; 
das gilt nicht für Gebäude oder selbständige 
Gebäudeteile, die tatsächlich einen Wasseran-
schluss haben. Balkone, Loggien und Terras-
sen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit 
sie über die Gebäudefl uchtlinie hinausragen.

(3) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der 
nachträglichen Änderung der für die Bei-
tragsbemessung maßgeblichen Umstän-
de, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht.

 Eine Beitragspfl icht entsteht insbesondere,
 -  im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks 

für die zusätzlichen Flächen, soweit für diese 
bisher noch keine Beiträge geleistet wurden,

 -  im Falle der Geschossfl ächenvergrößerung 
für die zusätzlich geschaffenen 
Geschossfl ächen sowie im Falle des 
Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer 
Vervielfachung errechnende zusätzliche 
Grundstücksfl äche,

 -  im Falle der Nutzungsänderung eines bisher 
beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils 
i. S. d. Absatzes 2 Satz 4, soweit infolge der 
Nutzungsänderung die Voraussetzungen für 
die Beitragsfreiheit entfallen.

§ 6

Beitragssatz

(1) Der Beitrag beträgt

a) pro m² Grundstücksfl äche netto 0,61 €  

b) pro m² Geschossfl äche netto 4,77 €  

§ 7

Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Beitragsbescheides fällig.

§ 7 a

Beitragsablösung

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitrags-
pfl icht abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des 
Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung be-
steht nicht.

§ 8

Erstattung des Aufwands für 

Grundstücksanschlüsse

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, 
Verbesserung, Erneuerung, Veränderung, Still-
legung und Beseitigung sowie für die Unterhal-
tung der Grundstücksanschlüsse i. S. d. § 3
WAS ist mit Ausnahme des Aufwands, der 
auf die im öffentlichen Straßengrund liegen-
den Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, 
in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Ab-
schluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner 
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ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Er-
stattungsanspruchs Eigentümer des Grund-
stücks oder Erbbauberechtigter ist. Mehrere 
Schuldner sind Gesamtschuldner. Der Erstat-
tungsanspruch wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Erstattungsbescheids fällig.

(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem 
Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungs-
betrag richtet sich nach der voraussichtli-
chen Höhe des Erstattungsanspruchs. Ein 
Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

§ 9

Gebührenerhebung

Die Stadt Starnberg erhebt für die Benutzung der 
Wasserversorgungseinrichtung Grund- und Ver-
brauchsgebühren.

§ 9 a

Grundgebühr

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurch-
fl uss (Q3) der verwendeten Wasserzähler be-
rechnet. Befi nden sich auf einem Grundstück 
nicht nur vorübergehend mehrere Wasseran-
schlüsse, so wird die Grundgebühr nach der 
Summe des Dauerdurchfl usses der einzelnen 
Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzäh-
ler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurch-
fl uss geschätzt, der nötig wäre, um die mög-
liche Wasserentnahme messen zu können.

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung 
von Wasserzählern mit einem Dauerdurchfl uss 
(Q3)

 bis 4 m³/h  netto    78,00 €/Jahr
 bis 10 m³/h  netto    93,00 €/Jahr
 bis 16 m³/h  netto  109,20 €/Jahr
 über 16 m³/h  netto  459,60 €/Jahr
 

§ 10

Verbrauchsgebühr

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge 
des aus der Wasserversorgungseinrichtung ent-
nommenen Wassers berechnet.

(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler 
ermittelt. Er ist durch die Stadt zu schätzen, wenn

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen 

Ablesung nicht ermöglicht wird, oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür erge-

ben, dass der Wasserzähler den wirklichen 
Wasserverbrauch nicht angibt.

(3) Die Gebühr beträgt netto 1,28 € pro Ku-
bikmeter entnommenen Wassers.

(4)  a) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonsti-
  ger beweglicher Wasserzähler verwen-
  det, so beträgt die Gebühr netto 1,79 € pro
  Kubikmeter entnommenen Wassers.
b) zuzüglich

aa) einer Mietgebühr für einen Bauwasser-
zähler je angefangenen Monat von netto 
6,50 €

bb) einer Mietgebühr für ein Standrohr je Tag 
von netto 1,15 € 

c) zuzüglich
aa) einer Sicherheitsgebühr für einen Bau-

wasserzähler von 300 € bzw.
bb) einer Sicherheitsgebühr für ein 

Standrohr von 500 €
Die Sicherheitsgebühr wird nach Ab-
schluss der Maßnahme mit den Gebüh-
ren verrechnet.

§ 11
Entstehen der Gebührenschuld

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasser-
ent nahme.

(2) Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem 
Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfer-
tigen Herstellung des Anschlusses folgt; 
die Stadt teilt dem Gebührenschuldner die-
sen Tag schriftlich mit. Im Übrigen entsteht 
die Grundgebühr mit dem Beginn eines je-
den Tages in Höhe eines Tagesbruchteils 
der Jahresgrundgebührenschuld neu.

§ 12
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt 
des Entstehens der Gebührenschuld Eigen-
tümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nut-
zung des Grundstücks dinglich berechtigt ist.

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines 
auf dem Grundstück befi ndlichen Betriebs.

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Ge-
samtschuldner; dies gilt auch soweit Woh-
nungseigentümer gemeinsam haften.

§ 13

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Das 
Abrechnungsjahr beginnt am 01.01. eines Jah-
res und endet mit dem 31.12. Die Grund- und 
die Verbrauchsgebühr wird einen Monat nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.2., 15.5., 
15.8. und 15.11. jeden Jahres Vorauszahlun-
gen in Höhe eines Viertels der Jahresabrech-
nung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine sol-
che Vorjahresabrechnung, so setzt die Stadt 
die Höhe der Vorauszahlungen unter Schät-
zung des Jahresgesamtverbrauches fest.

§ 14

Pfl ichten der Beitrags- und 

Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind ver-
pfl ichtet, der Stadt für die Höhe der Schuld 
maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu 
melden und über den Umfang dieser Verände-
rungen – auf Verlangen auch unter Vorlage ent-
sprechender Unterlagen – Auskunft zu erteilen.

§ 14a

Mehrwertsteuer

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprü-
chen und Gebühren wird die Mehrwertsteu-
er in der jeweils gesetzlichen Höhe erhoben.

§ 15

Übergangsregelung

Beitragstatbestände, die von allen vorangegange-
nen Satzungen erfasst werden sollten, werden 
als abgeschlossen behandelt, soweit bestands-
kräftige Veranlagungen vorliegen. Wurden sol-
che Beitragstatbestände nach vorangegange-

nen Satzungen nicht oder nicht vollständig ver-
anlagt oder sind Beitragsbescheide noch nicht 
bestandskräftig, dann bemisst sich der Beitrag 
nach dieser Satzung. Für unbebaute Grundstü-
cke, die von vorangegangen Satzungen erfasst 
wurden, gilt als Geschossfl äche die damals be-
rechnete Fläche. Ist für ein unbebautes Grund-
stück kein Geschossfl ächenbeitrag erhoben wor-
den, dann entsteht der Geschossfl ächenbeitrag 
nach dieser Satzung. Erfolgte die Veranlagung 
nach anderen Maßstäben, z.B. nach einer Rohr-
netzgebühr oder einem Rohrnetzkostenbeitrag, 
so wird im Falle einer Nacherhebung die Grund-
stücksfl äche entsprechend der Regelung des § 5 
Abs. 1 Satz 2 dieser Satzung anerkannt. Als Ge-
schossfl äche gilt der der ursprünglichen Veranla-
gung zugrunde gelegte Bestand als abgegolten.

§ 16

Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage der Veröffentli-
chung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 01.01.2009 
außer Kraft.

Starnberg, 25.10.2018
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